Wien, Donnerstag, den 25. September 1884. 


XVII. Jahrgang. Nr. 39. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift an Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., 


halbjährig 2 fl., 


vierteljahrig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
W Als werthvolle Veilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres-⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. mL 


Inſerate werden Bilfigft berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſtegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Pränumerations-Einladung. 


Wir laden zur Pränumeration auf das vierte Quartal der 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ 1884 freundlichſt ein. 

Der Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt 
der Beilage „Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. 
50 kr., ohne Beilage 1 fl. 

Der im Vorjahre erſchienene „General⸗Index 1868 bis 1882“ 
koſtet broſchirt 3 fl., gebunden 4 fl. 

Gleichzeitig erlauben wir uns, diejenigen geehrten Abonnenten, 
welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückſtande 
find, um Einſendung des Betrages zu bitten. 

Als Zahlungsmittel empfehlen wir, die Poſtanweiſung zu benützen. 


Inhalt: 
Studien zur neuen Gewerbeordnung. Von Dr. Carl Brockhauſen. 
Mittheilungen aus der Praxis: 
Impfkoſten ſind keine obligatoriſche Laſt der Gemeinden. 


Ungeachtet der noch nicht erfolgten 19 b der 1 10 5 0 der 88 35 
und 37 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, iſt doch eine 
Pfarrgemeinde als ein ſebſſterdiges Rechtsſubject ana auf deſſen 
Namen eine grundbücherliche Eintragung erfolgen kann. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Studien zur neuen Gewerbeordnung. 
Von Dr. Carl Brockhauſen, k. k. n. ö. Statthalterei⸗Conceptsprakticant. 
II. Von dem Beginne des Gewerbsbetriebes. 


Schwieriger geſtaltet ſich die weitere Frage, wann mit dem Be⸗ 
triebe dieſer drei Gewerbskategorien begonnen werden könne. 


kunft, indem die dortſelbſt vorkommenden Ausdrücke als Zulaſſung 


(5 2, Abf. 3), Ausſchließung ($ 5), Unterſagung des Beginnes oder 
der Fortſetzung des Gewerbsbetriebes ($ 13) ſowohl in dem einen wie 
im anderen Sinne ausgelegt werden können. Am eheſten ließe ſich noch 
8 13, Abſ. 2, wo es heißt, daß bei Nichtvorhandenſein der geſetzlichen 
Bedingungen eines angemeldeten freien Gewerbes „die Behörde der 
Partei den Beginn oder die Fortſetzung des Betriebes unterſagt“, 
zu Gunſten der erſteren Anſchauung (ſofortige Erlaubniß des Beginnes) 
auslegen, da die Unterſagung der Fortſetzung zur Vorausſetzung hat, 
daß bereits begonnen wurde, und es nicht nöthig wäre, dieſe Fortfetzung 
im Geſetze ausdrücklich zu verbieten, wenn fie ohnedies ſchon eine uner⸗ 
laubte wäre. 

Obwohl wir ſelbſt der ſoeben angedeuteten Anſchauung huldigen, 
wollen wir dieſelbe doch auf eine beſſere Grundlage als ſie die Text⸗ 
auslegung des § 13, Abſ. 2 bietet, geſtützt ſehen, weshalb eine nähere 
Erörterung der Gründe und Gegengründe vonnöthen iſt. 

Da es ganz freie Gewerbe, die vorausſetzungslos betrieben wer⸗ 
den können, nicht gibt, indem Eigenberechtigung, Staatsbürgerſchaft, ein 
gewiſſes Vorleben ꝛc. die Vorausſetzungen beim Betriebe auch der ſoge⸗ 
nannten freien Gewerbe bilden; da ferner durch die Anmeldung, welche 
nach 8 12 G. O. den Namen, das Alter, den Wohnort, die Staats⸗ 
angehörigkeit des Unternehmers, die gewählte Beſchäftigung und den 
Standort der Ausübung ꝛc. enthalten muß, der Behörde erſt das Mittel 
an die Hand gegeben wird, die Erhebungen zu pflegen, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen der 88 2— 10 gegeben find, und da ſchließlich im § 13 geſagt 
iſt, daß erſt dann, wenn gegen die Perſon, die Beſchäftigung und den 
Standort ein geſetzliches Hinderniß nicht obwaltet, die Behörde zur 
Legitimation des Bewerbers einen Gewerbſchein ausfertigt, ſo wurde 
vielfach geſchloſſen, daß die behördliche Prüfung vorausgegangen, das 
Vorhandenſein der geſetzlichen Bedingungen behördlich conſtatirt, der 
Gewerbeſchein ausgefertigt ſein müſſe, bevor der Unternehmer mit dem 
Betriebe begmnen darf. Ein nicht Eigenberechtigter, ein Ausländer, ein 
gefährlicher Verbrecher, ſo ſchloß man weiter, könnte ſonſt gegen bloße 


Bezüglich der conceſſionirten Gewerbe ift (nach ihrer Natur nad) Anmeldung ungeſtraft oft mehrere Monate ein freies Gewerbe betreiben, 


§ 22 und nach § 1, Abf. 5) kein Zweifel, 


daß mit dem Betriebe ehe die behördlichen Erhebungen über ſeine Nichteignung zum Gewerbs⸗ 


immer erſt nach erfolgter Conceſſionsertheilung ſeitens der Behörde betriebe abgeſchloſſen ſind. 


begonnen werden darf. 

Eine präciſe Beſtimmung hingegen, wann mit dem Betriebe eines 
freien Gewerbes angefangen werden darf, enthält die Gewerbeordnung 
nicht. § 11 ſagt nur, daß der Unternehmer vor Antritt eines freien 
Gewerbes davon der Behörde die Meldung machen muß und nach 
$ 132, lit. a wird der ſelbſtſtändige Betrieb eines freien Gewerbes 
vor geſchehener Anmeldung als ſtrafbar erklärt. 

Ob nach der Anmel dung ſofort begonnen werden könne oder ob 
erſt die Ausfertigung des Gewerbeſcheines abgewartet werden müſſe, iſt 
eine Streitfrage. 

Die zunächſt in Betracht kommenden §§ 1, 2, 5, 6, 11-13 
der Gewerbeordnung geben, wie bereits bemerkt, keine deutliche Aus⸗ 


Eine weitere Beſtätigung findet dieſe Anſchauung in dem II. Haupt⸗ 


ſtücke der Gewerbeordnung über die Betriebsanlagen. Hiernach zerfallen 
die Gewerbe in drei Kategorien: 1. 
migung der Betriebsanlage nur auf Grund eines eigenen Edictalverſah⸗ 
rens erfolgen darf, 
Betriebsanlage zwar erforderlich iſt, die allenfalls in Betracht kommen⸗ 
den Uebelſtände von der Behörde im kürzeſten Wege, 
gates Edictalverfahren geprüft werden, und 3. in ſolche, bei denen auch 
dieſe beſondere Prüfung entfallen kann und nur der § 13 in Anwen⸗ 
dung kommt, 
dann ausfertigt, wenn gegen den Standort ein in dieſem Geſetze gegrün⸗ 
detes Hinderniß nicht obwaltet. 


in ſolche, bei welchen die Geneh⸗ 


2. in ſolche, bei denen eine Genehmigung der 


alſo ohne bbli⸗ 


vermöge deſſen die Behörde den Gewerbeſchein immer 


Bezüglich der Edictalgewerbe iſt nun kein Zweifel, daß mit dem 


Betriebe nicht vor der Betriebsanlagebewilligung begonnen werden kann; 
ebenſo zweifellos iſt dies bezüglich der sub 2 erwähnten Gewerbe, bei 
denen es ſogar ausdrücklich heißt, daß vor erlangter Genehmigung nicht 
einmal die Betriebsanlage errichtet werden dürfe, geſchweige denn, daß 
eine frühere Benützung derſelben erlaubt wäre. Da nun dieſe Gewerbe 
nicht taxativ aufgezählt ſind, ſondern nur geſagt iſt, daß die Genehmi⸗ 


gung der Betriebsanlage bei allen Gewerben nöthig ſei, „welche.. 
durch geſundheitsſchädliche Einflüſſe, durch die Sicherheit bedrohende 


Betriebsarten, durch üblen Geruch oder durch ungewöhnliches Geräuſch 
die Nachbarſchaft zu beläſtigen oder zu gefährden geeignet ſind“, dieſe 
Uebelſtände aber zu conſtatiren, die Grenze zu finden, ob dieſe mögliche Be⸗ 
läſtigung vorhanden iſt, ſchwerlich dem Ermeſſen des Unternehmers 


158 


Ebenſo wenig kann behauptet werden, daß auf Grund der Anmeldung 
in der Zwiſchenzeit vor Ausfolgung des Gewerbeſcheines auf Grund 
der Anmeldung jedes beliebige Gewerbe mit unbegrenztem Umſange 
betrieben werden könne, weil nach $ 36 G. O. erſt der Gewerbeſchein 
den Umfang des, Gewerbes beſtimme; dieſes bereits früher erwähnte 
gegneriſche Bedenken findet ſeine Erledigung dahin, daß in der Zwiſchen⸗ 
zeit der Umfang des Betriebes zwar nicht nach dem Gewerbeſcheine, 
wohl aber nach der geſchehenen Anmeldung zu beurtheilen iſt, und 
wenn der Candidat die Grenzen ſeines angemeldeten Betriebes über⸗ 
ſchreitet, iſt er ſtrafbar, und zwar nach $ 132, weil er nunmehr ein 
Gewerbe betreibt, das er nicht angemeldet hat. 

Wir können von der obigen Grundregel zwei Fälle ausnehmen, ohne 
uns des Mangels eines einheitlichen Principes ſchuldig zu machen, 


anheimgegeben werden kann, ſo erſcheint der Schluß durchaus nicht ganz nämlich 


haltlos, daß die Behörde erſt prüfen müſſe, ob das angemeldete Ge⸗ 


werbe zu jenen gehört, welche eine Betriebsan lagebewilligung benöthigen 
oder nicht, und daß daher mit dem Betriebe irgendwelchen Gewerbes 
nicht ſofort nach der Anmeldung, ſondern erſt nach dieſer behördlichen 
Prüfung, d. i. nach Ausfertigung des Gewerbeſcheines begonnen wer⸗ 
den darſ. 

Ein drittes Argument für die obige Auffaſſung wird aus dem 
§ 36 der G. O. hergeleitet, welcher ſagt, der Umfang eines Gewerbe⸗ 
rechtes wird nach dem Inhalte des Gewerbeſcheines beurtheilt. Wo alſo 
kein Gewerbeſchein vorliegt, iſt der Umſang der Befugniſſe nicht be⸗ 
grenzt, und wenn man dem Candidaten freiſtellen würde, auf bloße 
Anmeldung hin und vor Ausſtellung des Gewerbeſcheines zu arbeiten, 


ſo könnte er, wird argumentirt, mit unbegrenztem Umfange alles Mög⸗ 


liche betreiben. 

Dennoch iſt dieſe Auffaſſung unhaltbar und behaupten wir, daß 
ein freies Gewerbe in der Regel — die Ausnahmen wollen wir ſogleich 
behandeln — ſofort nach geſchehener Anmeldung begonnen werden dürfe, 
freilich auf die Gefahr hin, daß der Betrieb ſpäter von der erkennenden 
Behörde verboten werde. Dieſe Anſchauung, welche für die Gewerbe⸗ 
treibenden ſelbſt von der größten Wichtigkeit iſt, zumal der Behörde 
nicht, ähnlich wie im deutſchen Gewerbegeſetze, eine Friſt geſetzt iſt, in 
der ſie ſich zu erklären hat, findet durch die herrſchende Praxis ihre 
Beſtätigung. 

Das beſte Motiv zur Begründung unſerer Anſchauung bietet 
§ 132 G. O., wo es heißt, daß ſtraſbar find „Diejenigen, die ein Ge⸗ 
werbe ſelbſtſtändig betreiben, ohne es angemeldet, oder, falls eine Con⸗ 
ceſſion erforderlich iſt, dieſe erwirkt haben“. Hier, wo es ſich um 
unbefugten Gewerbebetrieb handelt, werden unangemeldeter Gewerbe⸗ 
betrieb bei freien und Betrieb vor erlangter Conceſſion bei conceſſio⸗ 


1. den Fall der SS 27 und 25 bei Betriebsanlagen, die einer 
beſonderen Genehmigung bedürfen, weil es hier im Geſetze ausdrücklich 


| ausgejprochen iſt, daß vor erlangter Genehmigung dieſe Betriebsanlagen 
nicht errichtet werden dürfen, und 

| 2. den Fall des § 8, Abſ. 2, wenn ein Ausländer eines 
Staates, bezüglich deſſen die Reciprocität nicht nachgewieſen ift, hierlands 
ein Gewerbe betreiben will, weil das Geſetz ſagt, daß es einer förmlichen 


Zulaſſung ſeitens der politiſchen Landesbehörde bedürfe, hier alſo ein 
formelles Vorverfahren angeordnet iſt, das mit den ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen zum Gewerbebetriebe nichts zu thun und nur zum Zwecke hat, 
das principielle Hinderniß der Ausländerſchaſt zu beſeitigen. 


In allen dieſen Fällen ſind die betreffenden Perſonen geradezu 
durch Geſetzesbeſtimmung gehindert, reſp. ausgeſchloſſen vom Gewerbe⸗ 
betriebe; hier zeigt ſich ein bewußter Gegenſatz zu dem ſonftigen 
Grundprincipe bei ſreien Gewerben, daß nicht nur der Betrieb über⸗ 
haupt, ſondern auch ſpeciell der Antritt frei ſei. 

So wenig es bei freien Gewerben präciſe ausgeſprochen iſt, wann 
mit dem Betriebe begonnen werden darf, ſo wenig finden wir dies⸗ 
bezüglich eine ausdrückliche Beſtimmung bei den handwerksmäßigen 
Gewerben. Alle Argumente, die ſich für und gegen die hier vertretene 
Anſchauung bezüglich des Betriebsbeginnes freier Gewerbe anführen 
ließen, gelten auch für die handwerksmäßigen Gewerbe und die etwas 
eingehende Beweisführung für unſere Anſchauung bezüglich der freien 
Gewerbe möge uns daher hier zu ſtatten kommen. Die größere Ver⸗ 
wandtſchaft der handwerksmäßigen mit den freien Gewerben, deren 
größere Verſchiedenheit von den conceſſionirten Gewerben wurde 


ſchon betont. 
| Wollte man nun annehmen, daß freie Gewerbe ſofort, handwerks⸗ 


nirten Gewerben neben einandergeſtellt. Wäre der Geſetzgeber der zuerſt mäßige aber erſt nach erfolgter Prüfung der geſetzlichen Vorausſetzungen 
ausgeführten Anſchauung geweſen, ſo hätte er unbedingt ſagen müſſen, durch die Behörde in Angriff genommen werden dürfen, ſo müßte man 
daß ſtrafbar Diejenigen ſind, „welche ein freies Gewerbe ſelbſtſtändig für dieſe Verſchiedenheit der Behandlung einen deutlichen Beweis durch 
betreiben, bevor ihnen über ihre Anmeldung der Gewerbeſchein aus- den Geſetzestext erbringen. Aber nirgends findet fi ein Anhaltspunkt 
gefertigt, oder, falls eine Conceffion erforderlich iſt, dieſe erwirkt hiefür; vielmehr beruft ſich 8 14, indem er die Erforderniſſe zum 
haben.“ Antritte handwerksmäßiger Gewerbe aufzählt, ausdrücklich auf die 

Auch möge nicht unerwähnt bleiben, daß der Regierungsentwurf Paragraphe, welche von dem Antritte freier Gewerbe handeln, und 
von 1879 die conceffionivten Gewerbe in bedingt freie umwandeln ſagt: „Zum Antritte von handwerksmäßigen Gewerben iſt die Beob⸗ 
wollte, indem bei denſelben die Anmeldung zum Beginn des Betriebes achtung der Vorſchriften der 88 11, 12 und 13 (über freie Gewerbe) 
genügen und der Behörde nur ein nachfolgendes Unterſagungsrecht ge- und überdies der Nachweis der Befähigung erforderlich. Auch aus den 
wahrt bleiben ſollte, ein Beweis, daß die herrſchende Anſchauung das Schlußworten „es iſt der Nachweis der Befähigung erforderlich“ läßt 
Charakteriſtiſche der freien Gewerbe in der Möglichkeit eines ſofortigen ſich für die gegentheilige Anſchauung keine Folgerung ziehen, denn wenn 


Betriebsbeginnes ſieht, und es liegt kein Grund vor, anzunehmen, daß es auch keinem Zweifel unterliegt, daß der Beweis zur Zeit der Aus⸗ 


der Geſetzgeber unſerer Gewerbsnovelle ſich von dieſer Anſchauung über 
den Beginn des Betriebes freier Gewerbe losſagen wollte. 

Es erſcheint ſomit der Schluß gerechtfertigt, daß freie Gewerbe 
ſofort nach geſchehener Anmeldung betrieben werden können. Damit iſt 
aber keineswegs ausgeſprochen, daß Jemand, der nicht die Eignung 
zum ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebe hat, berechtigt ſei, durch Anmeldung 
eines ſolchen Gewerbes dasſelbe inſolange ftraflos auszuüben, bis die 
behördlichen Erhebungen zur Einſtellung ſeines Betriebes geführt haben. 

Wenn z. B. ein Minderjähriger oder ein durch richterliches 
oder adminiſtratives Erkenntniß Ausgeſchloſſener ein Gewerbe anmeldet 
und dann ſofort betreibt, jo wird er zwar nicht nach $ 132 ſtrafbar, 
wohl aber nach dem allgemeinen Strafparagraphe 131 der Gewerbe⸗ 
ordnung, weil er die Vorſchrift des § 2, betreffend das Erforderniß 
der Eigenberechtigung, reſp. jene des § 6 übertreten hat. 


ſtellung des Gewerbeſcheines bereits erbracht ſein muß, ſo iſt damit 
keineswegs ausgeſchloſſen, daß zum Betriebsbeginne der angetretene 
Beweis genügt. 

Die Beſorgniß aber, daß ein Unbefähigter durch einfache An⸗ 
meldung ohne Erbringung irgend eines oder doch eines zutreffenden 
Befähigungsnachweiſes ungeſtraft beginnen und eine Zeit lang fortarbeiten 
könne, iſt nicht zutreffend. Denn ſo wenig der Nichteigenberechtigte mit 
dem Gewerbe beginnen darf, ſo wenig der Unbefähigte; beide trifft die 
Strafe des $ 131 G. O. 


Schließlich ſei noch bemerkt, daß der $ 132 der Gewerbeordnung, 
welcher den ſelbſtſtändigen Betrieb eines Gewerbes vor geſchehener An⸗ 
meldung und den Betrieb eines conceſſionirten Gewerbes vor erlangter 
Eonceſſion für ſtrafbar erklärt, gleich dem ganzen VIII. Hauptſtücke 

der alten Gewerbeordnung noch in Kraft beſteht, und da hier bezüglich 


des ſtrafbaren Betriebes nur ein Unterſchied zwiſchen conceſſionirten 
und nichtconceſſionirten Gewerben gemacht iſt, geht es nicht an, lege 
non distinguente ſelbſt eine weitere Unterſcheidung bezüglich des 
Betriebsbeginnes bei freien und handwerksmäßigen Gewerben zu machen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Impfkoſten find keine obligatorifche Laſt der Gemeinden. 


Mit der Entſcheidung vom 17. Auguſt 1883, 3. 8301, hat die 
k. k. Landesregierung die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in T. beauftragt, 
die Stadtgemeinde W. anzuweiſen, die Impfung in W. unverzüglich 
durch irgend einen hiezu berechtigten Arzt vornehmen zu laſſen, widrigen⸗ 
falls die Impfung auf Koſten dieſer Gemeinde durch den k. k. Sani⸗ 
tätsrath in K. auszuführen iſt. 

Ueber den gegen dieſe Entſcheidung ergriffenen Miniſterialrecurs 
der Stadtgemeinde W. hat das k. k. Miniſterium des Innern unter 
dem 26. Jänner 1884, 3. 1024, nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium findet die angefochtene Entſcheidung aus fol⸗ 
genden Gründen aufzuheben: 

Nach dem Geſetze vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, 
obliegt der Staatsverwaltung die Oberaufſicht über die Impfinſtitute 
und die Leitung des Impfweſens, während die Gemeinden nach 8 4 
lit. d dieſes Geſetzes lediglich im übertragenen Wirkungskreiſe bei der 
öffentlichen Impfung mitzuwirken haben. 

Weder aus dem bezogenen Geſetze, noch aus § 13 lit. c des 
Impfnormales vom 9. Juni 1836 (Pr. Geſ. S. für Mähren und 
Schleſien Nr. 85, XVIII. Bd. ex 1836) kann eine Verpflichtung der 
Gemeinde zur Tragung der Impfkoſten und Beiſtellung des Impfarztes 
abgeleitet werden, es find vielmehr dieſe Koſten, welche nach dem Hof- 
kanzleidecrete vom 16. November 1820, 3. 34.229, der Staatsſchatz 
zu tragen hatte, nunmehr grundſätzlich überall auf die Landesfonde 
überwieſen worden, wie dies der k. k. Statthalterei in dem hierortigen 
Erlaſſe über die Concurrenz der Bezirks- und Kreisauslagen vom 
17. Februar 1858, Z. 23.992, bekannt gegeben wurde. 

Im vorliegenden Falle kann daher der Gemeinde W. nicht auf⸗ 
getragen werden, die Impfung für den Impfſammelplatz W. durch einen 
von ihr ſelbſt zu beſtellenden Arzt vornehmen zu laſſen, um ſo weniger als 
die beiden in W. angeſtellten Stadtärzte Dr. P. und Wundarzt B. 
laut ihrer Anſtellungsdecrete zur Beſorgung derartiger Sanitätsangele⸗ 
genheiten nicht verpflichtet ſind; noch kann im Weigerungsfalle die 
Impfung auf Koſten der Gemeinde W. durchgeführt werden. 

Es war vielmehr geſetzliche Obliegenheit der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft T. bei der Weigerung des von dieſer Behörde für den Impf⸗ 
ſammelplatz W. als Impfarzt für die Impfperiode 1883 beſtellten 
Wundarzt B. daſelbſt die Impfung unentgeltlich vorzunehmen, ſoſort 
einen anderen geeigneten Arzt mit der Durchführung des Impfgeſchäftes 
für den Sammelplatz W. zu betrauen und war für den Fall, als kei⸗ 
ner der in W. domicilirenden Aerzte ſich zur Uebernahme dieſes Ge⸗ 
ſchäftes bereit erklärt hätte, einem auswärtigen Arzte — dieſem jedoch 
gegen Bezug der normalmäßigen Diäten und Gebühren aus dem Lan⸗ 
desfonde — das Impfgeſchäft für W. zu übertragen. | 

Es mußte ſonach dem Recurſe der Gemeinde W. Folge gegeben 
und die angefochtene Entſcheidung aufgehoben werden.“ R. 


Ungeachtet der noch nicht erfolgten Durchführung der Vorſchriften 

der $$ 35 und 37 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, N. G. Bl. 

Nr. 30, ) iſt doch eine Pfarrgemeinde als ein ſelbſtſtändiges 

Rechtsſubject anzuſehen, auf deſſen Namen eine grundbücherliche 
Eintragung erfolgen kann. 


Bei der Neuanlegung des Grundbuches der Kataſtralgemeinde St. 
im Gerichtsbezirke V. wurde erhoben, daß eine bisher in keinem Grund⸗ 


) Dieſe Geſetzesſtellen lauten, und zwar 8 35: „Die Geſammtheit der in 
einem Pfarrbezirke wohnhaften Katholiken desſelben Ritus bildet eine Pfarr⸗ 
gemeinde. Alle einen kirchlichen Gegenſtand betreffenden Rechte und Verbindlich⸗ 
keiten, welche in den Geſetzen den Gemeinden zugeſprochen oder auferlegt werden, 
gebühren und obliegen den Pfarrgemeinden. Nur Patronatsrechte können, auch 
einer Ortsgemeinde als ſolcher zukommen.“ § 37: „Die näheren Vorſchriften 
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buche eingetragene, als Begräbnißplatz verwendete Grundparcelle der 
Pfarrgemeinde L. gehöre und es wurde ſohin das Eigenthum dieſer 
Pfarrgemeinde an dieſer Liegenſchaft in das neue Grundbuch eingetragen. 
Nach Eröffnung desſelben wurde aber im Richtigſtellungsverfahren die 
fragliche Parcelle von dem Pfarrer M. für die Kirche L. in Anſpruch 
genommen, mit welchem Anſpruche derſelbe, nachdem die vernommenen 
Gemeindevorſteher der eingepfarrten Gemeinden mit dieſer Aenderung im 
Grundbuche ſich nicht einverſtanden erklärt hatten, auf den ordentlichen 
Rechtsweg gewieſen wurde. 

Von Seite der k. k. Finanzprocuratur in Vertretung der Pfarr⸗ 
kirche L. wurde jedoch bei dem k. k. Oberlandesgerichte Graz ein Geſuch 
um Aufhebung des Grundbuchsanlegungsverfahrens hinſichtlich der frag⸗ 
lichen Parcelle und um Anordnung neuerlicher Beſitzſtandserhebungen 
eingebracht, welches Begehren damit motivirt wurde, daß die in den 
89 35 und 37 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, 
in Ausſicht geſtellte Conſtituirung der Pfarrgemeinden bis jetzt noch nicht 
erfolgt ſei, eine Pfarrgemeinde deshalb auch nicht als Rechtsſubject 
angeſehen werden könne, daher die Eintragung der Pfarrgemeinde L. 
als Eigenthümerin der fraglichen Parcelle null und nichtig ſei. 

Dieſem Geſuche wurde jedoch vom k. k. Oberlandesgerichte mit 
Entſcheidung vom 16. Auguſt 1883, 3. 9993, keine Folge gegeben 
in Erwägung, daß die Errichtung der Grundbuchseinlage 157 der 
Kataſtalgemeinde St. auf Grund des zum Behufe der Neuanlegung des 
Grundbuches in Gemäßheit des Geſetzes vom 25. März 1874, 
R. G. Bl. Nr. 28, gepflogenen Verfahrens erfolgt iſt und hierüber 
das Richtigſtellungsverfahren nach Vorſchrift des Geſetzes vom 25. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 96, eingeleitet wurde; 

in Erwägung, daß ſonach eine Aenderung der in der erwähnten 
Grundbuchseinlage enthaltenen Eintragungen, inſoferne ſie nicht nach den 
Beſtimmungen des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes ſtattfindet, nur auf 
dem im angeführten Geſetze vorgezeichneten Wege bewirkt werden kann; 

in Erwägung, daß demgemäß auch über die vom Vertreter der 
Pfarrkirche L. erhobene Anmeldung das in dieſem Geſetze vorgeſchriebene 
Verfahren eingeleitet und die Pfarrkirche zur Geltendmachung ihres 
Eigenthumsanſpruches gemäß $9 des Geſetzes auf den Rechtsweg ver⸗ 
wieſen worden iſt; 

in Erwägung, daß in der Eintragung des Eigenthumsrechtes 
für die Pfarrgemeinde eine von Amtswegen zu beſeitigende Geſetzwidrig⸗ 
keit oder Nullität um ſo weniger zu finden iſt, als der rechtliche Begriff 
der „Pfarrgemeinde“ durch das Geſetz vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 50, § 35, gegeben iſt; als ferner, wenngleich die im 3 37 dieſes 
Geſetzes in Ausſicht geſtellte Conſtituirung der Pfarrgemeinden im Geſetz⸗ 
gebungswege bisher nicht zu Stande gekommen iſt, doch die rechtliche 
Exiſtenz derſelben im § 52 des erwähnten Geſetzes und durch die 


Miniſterialverordnung vom 31. December 1877, R. G. Bl. von 1878 


Nr. 5, ) anerkannt und in letzterer auch deren Vertretung beſtimmt wurde. 


Ueber Reviſionsrecurs der k. k. Finanzprocuratur hat der k. k. 
oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 9. October 1883, Z. 11.842, 
die oberlandesgerichtliche Entſcheidung beſtätigt, da dieſelbe durch die 
beigegebenen Motive, insbeſondere auch durch den Miniſterialerlaß vom 
31. December 1877, R. G. Bl. Nr. 5, gerechtfertigt erſcheine, indem 
derſelbe den rechtlichen Beſtand der Pfarrgemeinden deutlich und beſtimmt 
anerkenne. Ger.⸗H. 


über die Conſtituirung und die Vertretung der Pfarrgemeinden, dann über die 
DB der Angelegenheiten derſelben werden durch ein beſonderes Geſetz 
erlaſſen.“ 

) Dieſelbe lautet: „Bis zum Zuſtandekommen des im 8 37 des Geſetzes 
vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, in Ausſicht geſtellten Geſetzes über die 
Conſtituirung und Vertretung der Pfarrgemeinden, dann über die Beſorgung der 
Angelegenheiten derſelben, ſind die Angelegenheiten der katholiſchen Pfarrgemeinden 
wie bisher von den Ortsgemeinde⸗Vertretungen zu beſorgen, dieſelben haben 
daher auch fortan über die die Pfarrgemeinden treffenden oder von denſelben zu 
übernehmenden Beitragsleiſtungen zu katholiſchen Cultuszwecken zu beſchließen 
und ſür deren Bedeckung und Einbringung vorzuſorgen.“ 


Geſetze und Perordnungen. 
1883. II. Semeſter. 


und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober⸗ und Nieder-Schlefien. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 31. Juli. 
30. Verordnung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 8. Juli 1883, 
8. 6791, womit für die mähriſchen Enclaven in Schleſien Durchführungsbeſtimmungen 
zu dem Geſetze vom 27. December 1881 (L. G. und V. Bl. für Mähren Nr. 79 
ex 1882), betreffend einige Maßregeln zur Hebung der Fiſcherei in den Binnen⸗ 
gewäſſern, erlaſſen werden. 
IX. Stück. Ausgeg. am 17. October. 
31. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 30. Juni 
1883, 8. 6031, betreffend die theilweiſe Befreiung der Bewohner von Krotendorf 
von der Entrichtung der Weg⸗ und Brückenmauth bei dem Mauthſchranken in 
Krotendorf auf der von Jägerndorf nach Benniſch führenden Bezirksſtraße. 
32. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 4. Juli 
1883, 3. 6522, betreffend die Erweiterung der Amtsbefugniſſe des Aichamtes 
in Jauernig. 
33. Kundmachung der k. k. ſchleſ. Landesregierung vom 8. Auguſt 1883, 
3. 7505, betreffend die bleibende Verlegung zweier Jahrmärkte in Strzebowitz. 
X. Stück. Ausgeg. am 25. October. 
34. Kundmachung des ſchleſ. Landesausſchuſſes vom 1. September 1883, 
3. 4217, betreffend die Laudesumlage für das Jahr 1884. 
XI. Stück. Ausgeg. am 25. October. 
35. Geſetz vom 24. September 1883, giltig für das Herzogthum Schleſien, 
betreffend die facultative Einführung der ſchriftlichen Abſtimmung bei den Wahlen 
in die Gemeindevertretung. 


Geſetz⸗ 
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Tirol und Vorarlberg in der achten Rangsclaſſe, 


1 2 en e 2155) 
36. Geſetz vom 24. September 1883, giltig für das Herzogthum Schleſien, 


cember 1883, Z. 12.442, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civil⸗ 
geometers. 

48. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten von Schleſien vom 17. De⸗ 
cember 1883, Z. 12.576, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegsgebühr im 
öffentlichen Krankenhauſe zu Hartberg in Steiermark. 

49. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 17. De⸗ 
cember 1883, Z. 12.558, betreffend die Feſtſetzung der Vergütung der Militär⸗ 
Durchzugskoſt im Jahre 1884. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Ferd. Michel in Schütten⸗ 
hofen anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzeommiſſäre Leopold Ritter von 
Dzbauski, Thaddäus Hordyuski und Karl Fritz zu Finanzeommiſſären der 
galiziſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den F Franz Jelinek zum 
Finanzſecretär und die Finanzeommiſſäre Franz Lenz und Wenzel Bezeeny 
zu Finanz⸗Obercommiſſären der Prager Finanz⸗ „Conpeshireekion ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Hafen- und See⸗Sanitätsadjuncten Johann 
Crillouovich zum Seelazarethsdirector und den Hafen- und See⸗Sanitätsoffi⸗ 
cial Paul Stephan Nicolich zum Hafen⸗ und See⸗Sanitätsadjuncten ernannt. 

Der Acterbauminiſter hat den Hilfsämterdirector Johann Strixner zum 
Hilfsämter⸗Oberdirector ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberforſtingenieur Otto von Salvadori 
der Innsbrucker Forſt⸗ und Domänendirection zum Forſtmeiſter der Wiener 
Forſt⸗ und Domänendirection ernannt. 


Erledigungen. 

Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Rech⸗ 
nungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. niederöſterreichiſchen 
Statthalterei, bis 10. October. (Amtsbl. Nr. 215.) 

Oberſorſtingenieursſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection für 
bis Mitte October. (Amtsbl. 


Ingenieursſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Mähren in der 


betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen der Gemeinde⸗Wahlordnung für neunten Rangsclaſſe, bis 10. October. (Amtsbl. Nr. 216.) 


das Herzogthum Schleſien vom 15. November 1863. 
XII. Stück. Ausgeg. am 5. November. 
37. Verordnung des k. k. ſchleſ. Landes⸗Schulrathes vom 26. September 


1883, 3. 2506, zur Hintanhaltung der Verbreitung anſteckender Krankheiten in 


den Schulen. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 22. November. 


38. Geſetz vom 16. October 1883, wirkſam für das Herzogthum Ober⸗ 
und Nieder⸗Schleſien, womit der $ 48 des Geſetzes vom 28. Februar 1870, betreffend | 


die Errichtung, den Beſuch und die Erhaltung der öffentlichen Volksſchulen auf⸗ 
gehoben wird. 

39. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 15. De- 
tober 1883, Z. 10.294, betreffend die Zuerkennung des Oeffentlichkeitsrechtes für 
das ſtädt. Krankenhaus in Pocatek in Böhmen. 

40. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 27. Oe⸗ 


| in 


Finanzwachcommiſſärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Niederöſterreich, 
bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 217.) 

Kanzleiofficialsſtelle bei den leitenden Finanzbehörden in Niederöſterreich, 
eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 20. 3 (Amtsbl. 
Nr. 218.) 

Proviſoriſche Ingenieursſtelle in der neunten, eventuell Bauadjanctenſtelle 
der zehnten Rangsclaſſe, eventuell mit einem Adjutum jährlicher 500 fl., 
im niederöſterreichiſchen Staatsbaudienſte, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 219. 

Hilfsämter⸗Directorsſtelle der k. k. Generaldirection der Tabakregie in 
Wien in der achten Rangsclaſſe, bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 219.) 

Finanzwachcommiſſärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Niederöſterreich, 


| bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 219.) 


Bezirksarztesſtelle zweiter Claſſe in der zehnten Rangsclaſſe bei den poli⸗ 
tiſchen Behörden in Oberöſterreich, bis Mitte October. Amtsbl. Nr. 219.) 

Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle in der neunten Rangsclaſſe für den 
Dienſt beim k. k. Kataſtral⸗Mappenarchive in Zara, bis 20. October. (Amtsbl. 
Nr. 219.) 


tober 1883, 8. 10.021, betreffend die bleibende Verlegung der Jahrmärkte in Juridischer Verlag der Buchhandlung von Moritz Perles. 


Johannesthal und in Roßwald. 


41. Kundmachung des k. k. Laudespräſidenten von Schleſien vom 7. No- 


vember 1883, Z. 10.914, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civil⸗ 
ingenieurs. 

42. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 7. No⸗ 
vember 1883, 8. 10.915, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civil- 
ingenieurs. 

43. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 7. No⸗ 
vember 1883, Z. 10.916, betreffend die Verleihung des Beſugniſſes eines Civil⸗ 


geometers. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 28. December. 


44. Kundmachung des k. k. Laudespräſidenten von Schleſien vom 5. De⸗ 
cember 1883, Z. 11.756, betreffend die Einhebung der Weg- und Brückenmauth⸗ 
gebühren auf deu Bezirksſtraßen im politiſchen Bezirke Freiwaldau. 

XV. Stück. Ausgeg. am 28. December. 


45. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 7. De⸗ 
cember 1883, Z. 11.916, in Betreff der Umlegung des für den Aufwand der 
ſchleſiſchen Handels⸗ und Gewerbekammer im Jahre 1-84 unbedeckten Erforderniſſes. 

46. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 12. De⸗ 
cember 1883, Z. 12.316, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Eivil⸗ 
geometers. 


Wien, Stadt, Bauernmarkt II. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 
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für das Jahr 1885. 
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